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Bundespräsident Johann Schnei-
der-Ammann hat das Zusammen-
spiel mit der EU mit dem Brettspiel
Eile mit Weile verglichen. Verstehen
Sie die Spieltaktik der Regierung?
Christoph Blocher: Der Bundespräsi-
dent sollte berücksichtigen, was das
Stimmvolk am 9. Februar 2014 ent-
schieden hat, statt Eile mit Weile zu
spielen. Der Auftritt von Simonetta
Sommaruga und Johann Schneider-Am-
mann an der Pressekonferenz legt den
Verdacht nahe, dass der Bundesrat am
Gängelband der EU ist. Nähme er den
Auftrag ernst, den ihm die Stimmbevöl-
kerung vor gut zwei Jahren erteilt hat,
hätte er auf keinen Fall die Ausweitung

der Personenfreizügigkeit auf Kroatien
heute beschliessen dürfen. Damit gibt
er auf fahrlässige Art und Weise ein
wichtiges Verhandlungspfand aus der
Hand.

Die Schweiz war unter Zeitdruck,
weil die EU die Kroatien-Frage poli-
tisch mit der Forschungszusammen-
arbeit Horizon 2020 verknüpft hat.
Die EU hat die Schweiz mit Horizon
2020 erpresst, der Bundesrat ist darauf
hereingefallen. Dieses Abkommen ist
für die Schweiz nicht derart wichtig,
dass wir uns über den Tisch ziehen las-
sen sollten.

Um die Masseneinwanderungsinitia-
tive umzusetzen, setzt der Bundes-
rat auf eine einseitige Schutzklau-
sel, wobei er allerdings nach wie
vor eine einvernehmliche Lösung
mit der EU anstrebt. Eine erfolgver-
sprechende Strategie?
Eine einseitige Schutzklausel ist zu
begrüssen, nur sagt der Bundesrat
mit keinem Wort, wie die Schutzklau-
sel ausgestaltet werden soll. Statt die
Zuwanderung mittels Kontingentie-
rung und Inländervorrang konse-
quent zu senken, wie es der Verfas-
sungsartikel 121a verlangt, setzt er
uns eine inhaltsleere Vorlage vor.
Doch die SVP kauft bestimmt nicht
die Katze im Sack.

Tatsächlich ist unklar, wie hoch der
Schwellenwert angesetzt würde,
der überschritten sein müsste, da-
mit der Bundesrat Höchstzahlen für
die Zuwanderung festlegt.
Schon Schwellenwerte widersprechen
der Verfassung. Zudem ist zu befürch-
ten, dass der Bundesrat diesen Schwel-
lenwert aus Rücksicht auf die EU so

hoch ansetzen würde, dass die Schutz-
klausel gar nie aktiviert werden muss.
Der Bundesrat muss endlich erkennen:
Wir sind weder Mitglied der EU noch
wollen wir dies werden. Leider ist er
auch bereit, ein Rahmenabkommen
mit institutionellen Bindungen abzu-
schliessen und sich fremden Richtern
zu unterwerfen. Dies führt in die EU.
Aussenminister Didier Burkhalter, der
ein grosser EU-Fan ist, macht den Bun-
desrat in dieser Frage nach wie vor zu
einer Mitte-Links-Regierung. Da nützt
es wenig, dass die SVP seit Anfang Jahr

endlich wieder mit zwei Bundesräten
vertreten ist.

Lancieren Sie jetzt eine Durchset-
zungsinitiative, um der Massenein-
wanderungsinitiative doch noch
zum Durchbruch zu verhelfen?
Es bleibt uns nichts anderes übrig,
wenn sich Bundesrat und Parlament
weigern, die Masseneinwanderungsini-
tiative inklusive Kontingentierung und
Inländervorrang umzusetzen. Für die-
sen Fall hat die SVP schon vor einem
Jahr eine Volksinitiative zur Kündigung

des Personenfreizügigkeitsabkommens
angekündigt.

Dies würde der Schweizer Wirt-
schaft allerdings massiv schaden.
Denn wegen der Guillotine-Klausel
fallen die ganzen Bilateralen I,
wenn die Schweiz die Personenfrei-
zügigkeit aufkündigt.
Schon wieder eine Erpressung. Nur:
Die EU wird die bilateralen Verträge nie
und nimmer aufkünden. Ihre Mitglieds-
staaten nämlich haben an den Verträ-
gen ein grösseres Interesse als die

Schweiz. Man sollte nicht vergessen:
Die EU-Staaten führen mehr Güter in
die Schweiz ein, als wir in die EU ex-
portieren. Und wenn beispielsweise
das Transitabkommen fiele und Last-
wagen aus der EU keine Waren mehr
durch die Schweizer Alpen transportie-
ren dürften, hätte Brüssel ein riesiges
Problem. Die Guillotine-Klausel ist
nichts mehr als eine leere Drohung
der EU.

Sie reden den Wert der Bilateralen
klein. Einer noch unveröffentlich-
ten Studie von Economiesuisse zu-
folge beträgt dieser 4400 Franken
pro Kopf.
Ich bin nicht gegen die Bilateralen,
aber sie sind nicht überlebenswichtig.
Wir müssen uns damit nicht erpressen
lassen. Dieses Vertragswerk wird
enorm überschätzt. Zur von Ihnen zi-

tierten Studie brauche ich nicht viele
Worte zu verlieren: Sie beinhaltet diver-
se systematische Fehler und blendet
Dutzende entscheidende Faktoren aus.
Sie ist – wie so viele Studien – politisch
motiviert.

Gewähr, mit einer Durchsetzungs-
initiative oder einer Initiative zur
Kündigung der Personenfreizügig-
keit zum Erfolg zu kommen, haben
Sie nicht. Von den letzten zehn
Volksinitiativen hat die SVP nur de-
ren zwei gewonnen – die Ausschaf-
fungsinitiative vor sechs und die
Masseneinwanderungsinitiative vor
zwei Jahren.
Ich bin nicht sicher, ob wir eine sol-
che Schlacht um unser Verhältnis zu
Europa gewinnen würden. Aber ich
bin überzeugt, dass eine Mehrheit des
Volkes genug hat von der masslosen
Zuwanderung. Ihr endlich Einhalt zu
gebieten, ist die dringliche Aufgabe
des Bundesrates. Erst recht, weil sich
die Wirtschaftssituation in den letz-
ten Monaten massiv verschlechtert
hat.

Am vergangenen Sonntag hat die
SVP an der Urne eine herbe Nieder-
lage erlitten. Das könnte Ihnen auch
bei der grossen EU-Abstimmung
blühen.
Nochmals: Es ist stets ungewiss. Aber
ich bin zuversichtlich. Mit der verlore-
nen Abstimmung über die Durchset-
zungsinitiative besteht keinerlei Zusam-
menhang. Bei der Frage über unser
Verhältnis zur EU werden die Karten
neu gemischt.
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Christoph Blocher sieht den Bundesrat am Gängelband der EU – diese werde die Bilateralen niemals aufkünden

«Der Bundesrat ist darauf hereingefallen»

«Mit der verlorenen
Abstimmung über die
Durchsetzungsinitiative
besteht keinerlei
Zusammenhang.»

Alt Bundesrat Christoph Blocher ist für eine sofortige Einlösung der Masseneinwanderungsinitiative. SANDRA ARDIZZONE

«Die EU hat die Schweiz
mit Horizon 2020 erpresst,
der Bundesrat ist darauf
hereingefallen.»

Betont einsilbig hat die Europäische Uni-
on am Freitag auf die Gesetzesvorlage des
Schweizer Bundesrates reagiert, mit der
die sogenannte Masseneinwanderungsini-
tiative umgesetzt werden soll. «Wir kom-
mentieren keine Gesetzentwürfe», sagte
eine Sprecherin von EU-Kommissionsprä-
sident Jean-Claude Juncker: «Wir äussern
uns nur zu verabschiedeten Gesetzen.» In
der Brüsseler Behörde ist man offenbar
der Überzeugung, dass es keiner weiteren
Warnungen in Richtung Schweiz bedarf,
da man die kategorische Ablehnung jed-
weder Zuwanderungsbeschränkung in
den bisherigen Gesprächen schon sehr
deutlich gemacht hat.

So äusserte sich auch der deutsche

CDU-Europaabgeordnete Andreas Schwab
gegenüber der «Nordwestschweiz», nach-
dem aus Bern der Vorschlag zu Höchstzah-
len gekommen war: «Quantitative Be-
schränkungen sind mit den bilateralen Ab-
kommen nicht vereinbar», stellte der Par-
lamentarier aus Baden-Württemberg klipp
und klar fest: «Trotzdem bin ich optimis-
tisch, dass wir eine Lösung im beidseitigen
Interesse finden, bevor das Schweizer Par-
lament über den Gesetzentwurf ab-
stimmt.» Dann nämlich griffe – wenn die
EU eine Verletzung des bilateralen Perso-
nenfreizügigkeitsabkommens feststellt –
die sogenannte Guillotine-Klausel und wür-
de quasi automatisch auch die anderen
EU-Schweiz-Verträge ausser Kraft setzen.

Diesen Totalschaden in den Beziehun-
gen will auch die EU nicht abwarten –

trotz der Ansage, erst das verabschiedete
Gesetz kommentieren zu wollen. «Es gibt
laufende Kontakte», so ein EU-Diplomat,
«und auch die Schweiz hat ja weitere Ge-
sprächsbereitschaft bekundet.»

Positive Bewertung
Positiv wird in Brüssel diesbezüglich

auch die Unterzeichnung eines Zusatzpro-
tokolls zu Kroatien gewertet. «Nach zwei-
jähriger Weigerung ist das ein Schritt nach
vorn», sagte ein mit den Verhandlungen
vertrauter Beamter. Vor Ende Juni wird
auf diesem Gebiet jedoch gar nichts pas-
sieren, da die meisten EU-Staaten erst das
britische Referendum abwarten wollen,
ehe erneut delikate Fragen der Freizügig-
keit diskutiert werden: «Im Augenblick
gibt es dafür gar keinen Appetit.»

Die EU reagiert nicht – zumindest nicht offiziell
Schweizer Gesetzentwurf beeindruckt Brüssel nicht. Ein Insider sagt: «Nach zweijähriger Weigerung ist das ein Schritt nach vorn»

VON  CHRISTOPHER ZIEDLER, BRÜSSEL «Quantitative
Beschränkungen
sind mit den bilate-
ralen Abkommen
nicht vereinbar.»
Andreas Schwab deutscher
CDU-Europaabgeordneter

Die Verhandlungen mit der EU werden
hart bleiben. KEY


